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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Bernd Schattner, Stephan Protschka, 
Peter Felser, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
– Drucksache 21/7273 –

Risiken für landwirtschaftliche Betriebe durch geänderte Tierwohlverträge im 
Lebensmitteleinzelhandel

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, die landwirtschaftliche Tierhaltung in 
Deutschland hin zu höheren Tierwohlstandards umzubauen. Hierzu gehören 
unter anderem die staatliche Tierhaltungskennzeichnung, Förderprogramme 
für Stallumbauten sowie politische Erwartungen an den Lebensmitteleinzel-
handel, Fleisch aus höheren Haltungsformen verlässlich zu vermarkten (www.
bmleh.de/DE/themen/tiere/umbau-tierhaltung/umbau-tierhaltung_node.html).

Investitionen in höhere Haltungsformen sind für landwirtschaftliche Betriebe 
mit erheblichen finanziellen, baulichen und genehmigungsrechtlichen Ver-
pflichtungen verbunden. Sie setzen voraus, dass Abnahme-, Preis- und Ver-
marktungszusagen über längere Zeiträume belastbar sind. Dies gilt insbeson-
dere in der Schweinehaltung, in der Stallumbauten oder Neubauten häufig nur 
auf Grundlage mehrjähriger Finanzierungs- und Vermarktungskonzepte mög-
lich sind (www.landwirtschaft.de/wirtschaft/beruf-und-betrieb/landwirtschaft-
als-beruf/schweinehaltung-warum-geben-immer-mehr-betriebe-auf).

Nach Medienberichten hat Edeka Nordbayern-Sachsen-Thüringen bestehende 
Verträge mit Schweinemästern und Ferkelerzeugern im Programm „Bauern-
schätze“ beziehungsweise für Tiere der Haltungsform 3 gekündigt oder auf 
neue Konditionen umgestellt. Während das Programm zuvor als langfristige 
regionale Partnerschaft mit gesicherten Abnahmemengen und einer vom Noti-
erungspreis gelösten Bezahlung dargestellt worden sei, soll die Vergütung 
künftig stärker an die Notierung der Vereinigung der Erzeugergemeinschaften 
für Vieh und Fleisch angebunden und durch Zuschläge ergänzt werden (www.
wochenblatt-dlv.de/maerkte/edeka-kuendigt-tierwohl-vertraege-schweinemaes
ter-schlagen-alarm-585456).

Der Vorgang wirft bei den Fragestellern grundsätzliche Fragen zur Verlässlich-
keit privater Tierwohlprogramme, zur wirtschaftlichen Absicherung investier-
ender Tierhalter und zur Verantwortung der Bundesregierung für die Rahmen-
bedingungen des politisch gewünschten Umbaus der Nutztierhaltung auf.

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Ernährung 
und Heimat vom 04. August 2026 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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 1. Hat die Bundesregierung Kenntnis von der Kündigung, Nichtverlänge-
rung oder wesentlichen Änderung bestehender Tierwohl-, Abnahme- 
oder Vergütungsverträge zwischen Lebensmitteleinzelhandel, Schlacht-
unternehmen, Vermarktern und landwirtschaftlichen Betrieben in der 
Schweinehaltung (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller, bitte gegebenen-
falls jeweils nach Unternehmen, Programm, Haltungsform, betroffener 
Region und Art der Vertragsänderung darstellen, soweit der Bundesregie-
rung entsprechende Informationen vorliegen)?

Der Bundesregierung liegen keine derartigen Informationen vor. Die Marktbe-
teiligten verhandeln ihre Verträge eigenverantwortlich und sind gegenüber 
staatlichen Stellen nicht rechenschaftspflichtig.

 2. Hat die Bundesregierung Kenntnis von dem in Medienberichten darge-
stellten Vorgang, wonach Edeka Nordbayern-Sachsen-Thüringen Ver-
träge mit Schweinemästern und Ferkelerzeugern im Programm „Bauern-
schätze“ beziehungsweise für Tiere der Haltungsform 3 gekündigt oder 
auf neue Konditionen umgestellt haben soll (www.wochenblatt-dlv.de/m
aerkte/edeka-kuendigt-tierwohl-vertraege-schweinemaester-schlagen-alar
m-585456)?

a) Wenn ja, hat die Bundesregierung hierzu Kontakt mit Edeka, betrof-
fenen landwirtschaftlichen Betrieben, Erzeugergemeinschaften, Bau-
ernverbänden, Schlachtunternehmen oder Landesbehörden aufge-
nommen, und wenn ja, wann, mit wem und mit welchem Ergebnis?

b) Wenn nein, warum nicht?

Der Bundessregierung liegen keine Kenntnisse oder weitergehenden Informa-
tionen zu den Medienberichten vor. Verträge zwischen den genannten Akteuren 
sind grundsätzlich privatrechtlicher Natur. Die Bundesregierung ist weder im 
Vorfeld noch im Nachgang in deren Ausgestaltung und Umsetzung eingebun-
den.

 3. Hat sich die Bundesregierung zu dem in Frage 2 genannten Vorgang mit 
Blick auf die Investitionssicherheit landwirtschaftlicher Betriebe, die im 
Vertrauen auf höhere Haltungsformen, langfristige Abnahmezusagen 
oder besondere Vergütungsmodelle investiert haben, eine eigene Auffas-
sung gebildet, und wenn ja, wie lautet diese?

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit landwirt-
schaftlicher Betriebe durch eine zukunftsfähige Investitionsförderung sowie die 
Weiterentwicklung verlässlicher Rahmenbedingungen für eine wirtschaftlich 
tragfähige Tierhaltung in Deutschland zu stärken. Die Einschätzung der lang-
fristigen Rentabilität des individuellen betriebswirtschaftlichen Konzeptes kann 
der Staat nicht gewährleisten.

 4. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung gegebenenfalls darüber, wie 
viele landwirtschaftliche Betriebe in Deutschland in den vergangenen 
zehn Jahren in Stallumbauten, Erweiterungen oder Neubauten zur Errei-
chung höherer Haltungsstandards investiert haben (bitte nach Jahren, 
Tierarten, Haltungsformen und Bundesländern aufschlüsseln)?

Nicht geförderte Stallumbauten werden von der Bundesregierung nicht zentral 
erfasst.
Investitionen in besonders tiergerechte Stallumbauten, -erweiterungen oder 
-neubauten können im Rahmen des Agrarinvestitionsförderungsprogramms der 
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Gemeinschaftsaufgabe zur „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ (GAK) gefördert werden. Für die Umsetzung der Förderung sind die 
Länder zuständig. Der Bund beteiligt sich mit 60 Prozent an den förderfähigen 
Ausgaben. Die Länder berichten jährlich im Rahmen der GAK-Berichterstat-
tung über die Anzahl der geförderten Betriebe, differenziert nach Tierarten und 
Jahren je Bundesland. Die entsprechenden Berichte werden auf der Internet-
seite des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat unter 
www.bmel-statistik.de/laendlicher-raum-foerderungen/gemeinschaftsaufgabe-z
ur-verbesserung-der-agrarstruktur-und-des-kuestenschutzes veröffentlicht..
Mit dem Bundesprogramm Umbau der Tierhaltung (BUT) werden besonders 
tiergerechte Stallneubauten und -umbauten in der Schweinehaltung gefördert. 
Im BUT wurden im Jahr 2024 162, im Jahr 2025 178 und im Jahr 2026 314 
Anträge auf investive Förderung gestellt (Stand: 29. Juli 2026). Anträge kön-
nen hier noch bis zum 31. August 2026 gestellt werden. Ab September 2026 ist 
die investive Förderung im Rahmen der GAK weiterhin möglich.

 5. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung gegebenenfalls über das 
durchschnittliche Investitionsvolumen landwirtschaftlicher Betriebe für 
Stallumbauten oder Neubauten zur Erreichung höherer Haltungsformen 
in der Schweinehaltung (bitte, soweit möglich, getrennt nach Ferkeler-
zeugung, Schweinemast und Sauenhaltung darstellen)?

Sektorale Daten dieser Art liegen der Bundesregierung nicht vor.

 6. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung gegebenenfalls darüber 
vor, welche Mehrkosten je Tier beziehungsweise je Kilogramm Fleisch 
bei der Erzeugung nach höheren Haltungsformen gegenüber niedrigeren 
Haltungsformen entstehen (bitte nach Tierarten und Haltungsformen dar-
stellen)?

Der Bundesregierung liegen keine derartigen Informationen vor.

 7. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung gegebenenfalls darüber, ob 
und in welchem Umfang diese Mehrkosten derzeit über Marktpreise, Zu-
schläge, Tierwohlprogramme oder staatliche Förderung gedeckt werden?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, in welchem Um-
fang die laufenden Mehrkosten für höhere Tierhaltungsstandards über Markt-
preise, Zuschläge oder Tierwohlprogramme gedeckt werden. Informationen 
über den Inhalt privatrechtlicher Verträge zwischen Marktteilnehmenden wer-
den in der Regel nicht veröffentlicht. Staatliche Fördermaßnahmen dienen der 
Unterstützung von Investitionen und nicht der dauerhaften Deckung laufender 
Mehrkosten.

 8. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob Betriebe, die 
an privaten Tierwohlprogrammen des Lebensmitteleinzelhandels teilneh-
men, in den vergangenen zehn Jahren mit Bundesmitteln beim Stallum-
bau oder Neubau gefördert wurden, und wenn ja, welche Erkenntnisse 
sind dies (bitte gegebenenfalls jeweils nach Förderprogramm, Jahr, Tier-
art, Haltungsform, Zahl der Betriebe und Fördersumme aufschlüsseln)?

Für die GAK und das BUT liegen der Bundesregierung hierzu keine Erkennt-
nisse vor.
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 9. Prüft die Bundesregierung bei der Förderung von Stallumbauten oder 
Neubauten, ob für die geförderten Betriebe langfristig tragfähige Abnah-
me- und Vergütungsmodelle bestehen?

a) Wenn ja, wie erfolgt diese Prüfung?

b) Wenn nein, warum nicht?

Im Agrarinvestitionsförderungsprogramm der GAK ist der Nachweis eines In-
vestitionskonzeptes Fördervoraussetzung. Für die Umsetzung der Förderung 
sind die Länder zuständig. Demnach erfolgt durch die Bundesregierung keine 
Prüfung langfristig tragfähiger Abnahme- und Vergütungsmodelle.
Auch im Rahmen des BUT erfolgt durch die Bundesregierung keine Prüfung 
langfristig tragfähiger Abnahme- und Vergütungsmodelle. Die Prüfung lang-
fristig tragfähiger Abnahme- und Vergütungsmodelle liegt in der unternehmeri-
schen Verantwortung der Betriebsleiterinnen und Betriebsleiter.

10. Welche Folgen hat es nach Auffassung der Bundesregierung für die Ziel-
erreichung staatlicher Tierwohlpolitik, wenn landwirtschaftliche Betriebe 
nach geförderten oder politisch angereizten Investitionen keine aus-
kömmliche Vergütung für höhere Haltungsstandards erzielen können?

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, verlässliche Rahmenbedingungen für 
eine wirtschaftlich tragfähige Tierhaltung in Deutschland zu stärken und wei-
terzuentwickeln. Denn für die Umsetzung höherer Haltungsstandards ist es 
grundsätzlich von Bedeutung, dass Investitionen der Betriebe unter wirtschaft-
lich tragfähigen Bedingungen erfolgen können. Die langfristige Rentabilität 
einzelner Betriebe hängt jedoch von einer Vielzahl betrieblicher und marktbe-
zogener Faktoren ab, die sich einer staatlichen Einflussnahme entziehen. Eine 
auskömmliche Vergütung höherer Haltungsstandards ist daher maßgeblich von 
der Entwicklung des Marktes sowie den Entscheidungen der Marktteilnehmen-
den abhängig.

11. Welche Verantwortung sieht die Bundesregierung gegebenenfalls für den 
Fall, dass landwirtschaftliche Betriebe im Vertrauen in politisch ge-
wünschte höhere Haltungsformen investieren, sie die entstehenden Mehr-
kosten anschließend aber nicht dauerhaft über den Markt erlösen kön-
nen?

Die Bundesregierung sieht ihre Verantwortung darin, geeignete Rahmenbedin-
gungen für eine wirtschaftlich tragfähige und tiergerechte Nutztierhaltung zu 
schaffen und weiterzuentwickeln. Die Entscheidung über Investitionen sowie 
deren wirtschaftlicher Erfolg hängen von einer Vielzahl betrieblicher und 
marktbezogener Faktoren ab und liegen in der Verantwortung der jeweiligen 
Unternehmen. Eine Gewähr für die dauerhafte Refinanzierung von Investi-
tionen über den Markt kann die Bundesregierung nicht übernehmen.
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12. Plant die Bundesregierung Maßnahmen, um landwirtschaftliche Be-
triebe, die in höhere Haltungsformen investiert haben, besser gegen 
nachträgliche Änderungen von Abnahme-, Preis- oder Vergütungsbedin-
gungen abzusichern?

a) Wenn ja, welche Maßnahmen sind geplant?

b) Wenn nein, warum sieht die Bundesregierung keinen Handlungsbe-
darf?

Die Preisbildung für Agrarerzeugnisse erfolgt grundsätzlich am Markt. Staat-
liche Eingriffe der Bundesregierung in die Preisbildung sind hingegen nicht 
vorgesehen. Markteingriffe sind der Europäischen Kommission lediglich für 
Fälle eines Marktversagens oder ein Bestehen erheblicher Markverzerrungen 
vorbehalten.
Demnach plant die Bundesregierung keine Maßnahmen zur Absicherung land-
wirtschaftlicher Betriebe gegen nachträgliche Änderungen privatrechtlich ver-
einbarter Abnahme-, Preis- oder Vergütungsbedingungen.

13. Welche Erwartungen richtet die Bundesregierung gegebenenfalls an den 
Lebensmitteleinzelhandel hinsichtlich der dauerhaften Vermarktung und 
Finanzierung höherer Haltungsformen, damit höhere Tierwohlstandards 
nicht einseitig zu wirtschaftlichen Risiken landwirtschaftlicher Betriebe 
werden?

Die Marktbeteiligten verhandeln die Preise eigenverantwortlich untereinander. 
Auch in höheren Haltungsstufen kann es zu Marktschwankungen kommen. 
Eine Abnahmegarantie gibt es auch im Bereich höherer Haltungsstufen nicht.

14. Hat die Bundesregierung seit Beginn der laufenden Wahlperiode Gesprä-
che mit Unternehmen des Lebensmitteleinzelhandels über die Vermark-
tung von Fleisch aus höheren Haltungsformen geführt (bitte Datum, Teil-
nehmer, Thema und Ergebnis der Gespräche angeben)?

Die Mitglieder der Bundesregierung, Parlamentarische Staatssekretärinnen und 
Parlamentarische Staatssekretäre bzw. Staatsministerinnen und Staatsminister 
sowie Staatssekretärinnen und Staatssekretäre pflegen in jeder Wahlperiode im 
Rahmen der Aufgabenwahrnehmung Kontakte mit einer Vielzahl von Akteurin-
nen und Akteuren aller gesellschaftlichen Gruppen. Eine Verpflichtung zur Er-
fassung sämtlicher geführter Gespräche bzw. deren Ergebnisse – einschließlich 
Telefonate – besteht nicht (siehe dazu die Vorbemerkung der Bundesregierung 
zu der Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke auf Bundestagsdrucksache 
18/1174), und eine solche umfassende Dokumentation wurde auch nicht durch-
geführt. Zudem werden Gesprächsinhalte nicht protokolliert. Die nachfolgen-
den Ausführungen bzw. aufgeführten Angaben erfolgen auf der Grundlage der 
vorliegenden Erkenntnisse sowie vorhandener Unterlagen und Aufzeichnun-
gen. Diesbezügliche Daten sind somit möglicherweise nicht vollständig.
Es werden Gespräche mit Unternehmen des Lebensmitteleinzelhandels über die 
Vermarktung von Fleisch aus höheren Haltungsformen von der Staatssekretärs-
ebene bis zur Bundesministerebene und dem Bundeskanzler erfasst, die persön-
lich oder digital zeitlich fixiert wurden. Der Zeitpunkt der Erfassung endet mit 
dem Tag der Einreichung der Kleinen Anfrage, mithin dem 22. Juli 2026.
Insgesamt gab es dazu bis zum Stichtag 22. Juli 2026 3 Treffen der Bundes-
regierung mit Unternehmen des Lebensmitteleinzelhandels seit dem 25. März 
2025 (davon Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat: 3 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 5 – Drucksache 21/7479



Treffen, die übrigen Bundesministerien hatten keine Gespräche mit Unterneh-
men des Lebensmitteleinzelhandels).

Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat
Datum Teilnehmende Thema und Ergebnis
3. November 2025 Bundesminister Alois Rainer und ein weiterer 

Mitarbeiter des BMLEH, Vorstandsvorsitzen-
der Edeka Zentrale Stiftung & CO. KG

Telefonat mit Austausch zum 
Thema: Reform der Tierhal-
tungskennzeichnungsgesetz in-
klusive Ausweitung auf weitere 
Vertriebskanäle; Orientierung an 
bereits etabliertem Kennzeich-
nungssystem

3. November 2025 Bundesminister Alois Rainer, Parlamentari-
sche Staatssekretärin Silvia Breher, Leiterin 
der Abteilung „Ernährung, Ernährungssiche-
rung, Gesundheitlicher Verbraucherschutz“ 
und fünf weitere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des BMLEH, Vertreter von EDE-
KA: Vorstandsvorsitzender und ein weiterer 
Mitarbeiter der EDEKA, Vertreterinnen und 
Vertreter von REWE: Vorstandsmitglied und 
eine weitere Mitarbeiterin der REWE, Vertre-
ter von Aldi Süd: Mitglied des Verwaltungs-
rates und ein weiterer Mitarbeiter von Aldi 
Süd, Vertreterinnen und Vertreter von Aldi 
Nord: Vorstandsmitglied und ein weitere Mit-
arbeiterin von Aldi Nord sowie Vertreterin-
nen und Vertreter der Schwarzgruppe: Mit-
glied der Geschäftsleitung Lidl Deutschland 
und eine weitere Mitarbeiterin der Schwarz-
gruppe

Austausch zum Thema. Regu-
lierung, Tierhaltungskennzeich-
nung, Reduzierung von Lebens-
mittelabfällen

2. Dezember 2025 Bundesminister Alois Rainer und drei wei-
tere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
BMLEH sowie Vertreter der Schwarzgrup-
pe: Komplementär und Leiter der Schwarz 
Gruppe, sowie ein weiterer Mitarbeiter der 
Schwarzgruppe

Austausch zum Thema: Tierhal-
tungskennzeichnungsgesetz Er-
gebnis: Austausch

15. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, ob Fleisch aus den Haltungs-
formen 3 und 4 im Lebensmitteleinzelhandel in ausreichendem Umfang 
nachgefragt wird, um die dafür erforderlichen Mehrkosten der Erzeu-
gung dauerhaft zu decken?

Die Entwicklung von Angebot und Nachfrage sowie die Einschätzung der lang-
fristigen Marktchancen sind Gegenstand unternehmerischer Entscheidungen 
der jeweiligen Marktteilnehmenden. Der Bundesregierung liegen demnach 
keine Erkenntnisse darüber vor, ob die Nachfrage nach Fleisch aus den Hal-
tungsformen 3 und 4 ausreicht, um die damit verbundenen Mehrkosten der Er-
zeugung dauerhaft zu decken.
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16. Welche Schlussfolgerungen für ihre eigene Politik zieht die Bundesregie-
rung daraus, wenn private Tierwohlprogramme mit kostenorientierter 
Vergütung wegen fehlender Rentabilität gekündigt, nicht verlängert oder 
auf andere Vergütungsmodelle umgestellt werden?

Die Bundesregierung zieht aus unternehmerischen Entscheidungen einzelner 
Marktteilnehmenden oder der Ausgestaltung privatrechtlicher Verträge keine 
Schlussfolgerungen für ihre Politik. Unabhängig davon verfolgt sie das Ziel, 
verlässliche Rahmenbedingungen für eine wirtschaftlich tragfähige Tierhaltung 
in Deutschland zu stärken und weiterzuentwickeln.

17. Hat sich die Bundesregierung eine Auffassung dazu gebildet, welche 
Auswirkungen Vertragskündigungen oder Konditionsänderungen in pri-
vaten Tierwohlprogrammen auf die Akzeptanz und praktische Wirkung 
der staatlichen Tierhaltungskennzeichnung haben, wenn ja, wie lautet 
diese, und wie will sie gegebenenfalls sicherstellen, dass diese Kenn-
zeichnung nicht lediglich Transparenz für Verbraucher schafft, sondern 
auch zu einer verlässlichen Finanzierung höherer Haltungsstandards auf 
Erzeugerebene beiträgt?

18. Wird die Bundesregierung Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, 
dass die staatliche Tierhaltungskennzeichnung nicht lediglich Transpa-
renz für Verbraucher schafft, sondern auch zu einer verlässlichen Finan-
zierung höherer Haltungsstandards auf Erzeugerebene beiträgt?

19. Plant die Bundesregierung Änderungen an der Tierhaltungskennzeich-
nung oder an Förderprogrammen, um die wirtschaftliche Tragfähigkeit 
höherer Haltungsformen für landwirtschaftliche Betriebe zu verbessern?

Die Fragen 17 bis 19 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die staatliche Tierhaltungskennzeichnung dient der Verbraucherinformation. 
Sie ermöglicht Verbraucherinnen und Verbrauchern eine informierte Kaufent-
scheidung und schafft Transparenz über die Haltungsform der Tiere, von denen 
Lebensmittel stammen. Gleichzeitig macht die verpflichtende Kennzeichnung 
die Leistung der Landwirtinnen und Landwirte für mehr Tierwohl sichtbar.
Die Tierhaltungskennzeichnung ist von der Förderung des Umbaus der Tierhal-
tung zu unterscheiden. Fördermaßnahmen stellen einen eigenständigen Bau-
stein zur Unterstützung von Investitionen in höhere Haltungsstandards dar.
Diesbezügliche Änderungen an der staatlichen Tierhaltungskennzeichnung oder 
den Fördergrundsätzen der GAK sind aktuell nicht geplant. Die Fördergrund-
sätze der GAK werden regelmäßig gemeinsam mit den Ländern überprüft und 
bei Bedarf weiterentwickelt. Nach Auslaufen des BUT am 31. August 2026 
wird ohne eine zeitliche Förderlücke die ausgesetzte Investitionsförderung für 
Schweineställe in der GAK zum 1. September 2026 wieder aufleben.

20. Welche Strategie verfolgt die Bundesregierung für den beabsichtigten 
weiteren Umbau der Nutztierhaltung in Deutschland hin zu höheren Tier-
wohlstandards bei Rindern, Schweinen und Geflügel, insbesondere mit 
Blick auf Stallumbauten, Neubauten, Förderprogramme, Genehmigungs-
verfahren und die wirtschaftliche Tragfähigkeit für landwirtschaftliche 
Betriebe (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, den Umbau der Nutztierhaltung hin zu 
höheren Tierwohlstandards bei Rindern, Schweinen und Geflügel unter Berück-
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sichtigung der wirtschaftlichen Tragfähigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe 
voranzubringen. Hierzu setzt sie insbesondere auf geeignete Investitionsförder-
programme, die Weiterentwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen für 
Stallumbauten und -neubauten sowie die Verbesserung und Beschleunigung der 
Genehmigungsverfahren, um den Betrieben verlässliche Perspektiven für eine 
zukunftsfähige und wettbewerbsfähige Nutztierhaltung zu eröffnen.
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